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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Verteidigung 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatenversorgungsgesetzes 

— Drucksache IV/2173 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Probst *) 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — - Drucksache IV/2173 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die Bundesregierung wird ersucht, 

sicherzustellen, daß Soldaten auf Zeit vor ihrer 
Beförderung zum Unteroffizier und zum Feldwe- 
bel Gelegenheit erhalten, ihre Bildung so zu för- 
dern, daß sie den für die Erfüllung ihrer Aufga- 


ben notwendigen Stand ihrer Allgemeinbildung 
besitzen. Für die Unteroffizieranwärter soll 
dieser Bildungsstand durch Intensivierung des 
Unterrichts auf den militärischen Schulen und den 
bereits bestehenden Förderlehrgängen erzielt 
werden. Die Feldwebelanwärter sollen diesen 
Bildungsstand durch den obligatorischen Besuch 
eines dreimonatigen Lehrgangs auf der Bundes- 
wehrfachschule erreichen. Die Ansprüche des Sol- 
daten nach dem Soldatenversorgungsgesetz sol- 
len unberührt bleiben. 


Bonn, den 18. Juni 1964 


Der Ausschuß für Verteidigung 


Dr. Jaeger Frau Dr. Probst 

Vorsitzender Berichterstatterin 


*) folgt als zu Drucksache 1V/2390 
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Zusammenstellung 

des von der Bundesregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Soldatenversorgungsgesetzes 

— Drucksache IV/2173 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(5. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
in der Fassung vom 8. September 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1685) wird wie folgt geändert und er- 
gänzt: 


1. In § 2 wird folgender neuer Satz 3 angefügt: 

♦ 

„Nicht angerechnet wird die Zeit, um deren 
Dauer sich der Tag der Beendigung des Dienst- 
verhältnisses gemäß § 40 Abs. 2 Satz 2 der 
Wehrdisziplinarordnung verschiebt. 2 * * * * * * * * 11 

2. Die Unterabschnitte 1 und 2 des Abschnitts I 

des Zweiten Teils erhalten folgende Fassung: 

„1. Arten 
§ 3 

(1) Die Berufsförderung der Soldaten auf 

Zeit umfaßt 

1. während der Wehrdienstzeit den all- 

gemeinberuflichen Unterricht an der 

Bundeswehrfachschule, 

2. in der Regel nach der Wehrdienstzeit 

die Fachausbildung außerhalb der 
Bundeswehrfachschule in allen öffent- 
lichen und privaten Einrichtungen, die 
auch sonst eine Ausbildung und Wei- 
terbildung für das spätere Berufsleben 
durchführen und 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes 

Das Soldatenversorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 
in der Fassung vom 8. September 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 1685) r geändert durch das Bundesumzugs- 
gesetz vom 8. April 1964 (Bundesgesetzbl. I S. 253), 

wird wie folgt geändert und ergänzt: 

1. unverändert 


2. Die Unterabschnitte 1 und 2 des Abschnitts I 
^ des Zweiten Teils erhalten folgende Fassung: 

„1. Arten 
§ 3 

(1) Die Berufsförderung der Soldaten auf 
Zeit umfaßt 

1. unverändert 

2. in der Regel nach der Wehrdienstzeit 
die Fachausbildung außerhalb der 
Bundeswehrfachschule in öffentlichen 
und privaten Einrichtungen, die auch 
sonst eine Ausbildung und Weiterbil- 
dung für das spätere Berufsleben 
durchführen und 


2 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/2390 


Entwurf 

3. die Eingliederung in das spätere Be- 
rufsleben. 

(2) Die Dienstzeitversorgung der Soldaten 
auf Zeit umfaßt Übergangsgebührniisse und 
Ubergangsbeihilfen. 

2. Allgemeinberuflicher Unterricht 
und Fachausbildung 

§ 4 

(1) Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit 
haben Anspruch auf Teilnahme am allgemein- 
beruflichen Unterricht auf Kosten des Bundes, 
wenn sie auf die Dauer von mindestens sechs 
Jahren in das Dienstverhältnis eines Soldaten 
auf Zeit berufen worden sind. 


(2) Der Anspruch auf Teilnahme am allge- 
meinberuflichen Unterricht erlischt durch Ver- 
zicht, mit der Feststellung der Nichteignung des 
Soldaten, mit der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses als Soldat auf Zeit oder mit dem Ab- 
legen der Abschlußprüfung der Bundeswehr- 
fachschule. 

(3) Der Bundesminister der Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Behörde der Bun- 
deswehrverwaltung kann auf Antrag die Teil- 
nahme am allgemeinberuflichen Unterricht über 
die Beendigung des Dienstverhältnisses hinaus 
verlängern, wenn der Anspruch auf Teilnahme 
aus einem in der Person des Soldaten liegen- 
den, von ihm aber nicht zu vertretenden Grunde 
nicht erfüllt werden konnte. Die Verlängerung 
darf sechs Monate nicht übersteigen. 

(4) Das Nähere über den Beginn des allge- 
meinberuflichen Unterrichts, seine Art und 
Dauer sowie über die an der Bundeswehrfach- 
schule abzulegenden Prüfungen bestimmt die 
Bundesregierung durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates. 


§ 5 

(1) Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit 
haben Anspruch auf eine Fachausbildung auf 
Kosten des Bundes, wenn sie auf die Dauer von 
mindestens vier Jahren in das Dienstverhältnis 
eines Soldaten auf Zeit berufen worden sind. 
Die Fachausbildung wird auf Antrag gewährt. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
3. unverändert 


(2) unverändert 


2. Allgemeinberuflicher Unterricht 
und Fachausbildung 

§ 4 

(1) Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit, 
die auf die Dauer von 

1. acht und weniger als zwölf Jahren in 

das Dienstverhältnis eines Soldaten 
auf Zeit berufen worden sind, haben 

im letzten Dienstjahr, 

2. zwölf und mehr Jahren in das Dienst- 
verhältnis eines Soldaten auf Zeit be- 
rufen worden sind, haben in den letz- 
ten eineinhalb Dienstjahren 

Anspruch auf Teilnahme am allgemeinberuf- 
lichen Unterricht auf Kosten des Bundes. 

(2) Die Teilnahme am allgemeinberuflichen 
Unterricht richtet sich nach der Eignung und 
Neigung des Soldaten. Der Anspruch erlischt 
durch Verzicht, mit der Feststellung der Nicht- 
eignung des Soldaten oder mit dem Ablegen 
der Abschlußprüfung der Bundeswehrfachschule. 

(3) unverändert 


(4) Das Nähere über den Beginn des allge- 
meinberuflichen Unterrichts, seine Art und 
Dauer, die Erklärung des Verzichts sowie über 
die an der Bundeswehrfachschule abzulegenden 
Prüfungen bestimmt die Bundesregierung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundes- 
rates. 

§ 5 

unverändert 
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Entwurf Beschlüsse des 5. Ausschusses 

(2) Der Anspruch auf Fachausbildung erlischt, 
wenn das Dienstverhältnis aus anderen Grün- 
den als wegen Ablaufs der Zeit, für die der 
Soldat in das Dienstverhältnis eines Soldaten 
auf Zeit berufen worden ist, oder wegen Dienst- 
unfähigkeit, die nicht auf eigenes grobes Ver- 
schulden zurückzuführen ist, endet. 

(3) Sind bei einer Entlassung auf eigenen 
Antrag Ubergangsgebührnisse nach § 11 Abs. 4 
bewilligt worden, kann die Fachausbildung ganz 
oder zum Teil bis zur Dauer des Zeitraums ge- 
währt werden, für den Übergangsgebührnisse 
zustehen. 

(4) Die Art der Fachausbildung richtet sich 
nach der Neigung und Eignung des Soldaten, 
die Höhe ihrer Kosten nach der Länge der 
Wehrdienstzeit. Zu den Kosten gehört, wenn 
die Teilnahme an der Fachausbildung die Ar- 
beitskraft überwiegend in Anspruch nimmt, ein 
Ausbildungszuschuß. Er wird während der 
Dauer des Bezugs von Übergangsgebührnissen 
in Höhe des Betrages gewährt, um den die 
Übergangsgebührnisse einschließlich eines Ein- 
kommens aus der Fachausbildung hinter neun- 
zig vom Hundert der Dienstbezüge des letzten 
Monats Zurückbleiben. 

(5) Die Fachausbildung dauert bei einer 
Wehrdienstzeit von 

1. vier und weniger als sechs Jahren bis 
zu sechs Monaten, 

2. sechs und weniger als acht Jahren bis 
zu einem Jahr, 

3. acht und weniger als zwölf Jahren bis 
zu einem Jahr und sechs Monaten, 

4. zwölf und mehr Jahren bis zu drei 
Jahren. 

(6) Die Bewilligung einer Fachausbildung 
kann widerrufen werden, wenn auf Grund der 
Leistungen oder des Verhaltens des Soldaten 
nicht zu erwarten ist, daß er das Ausbildungs- 
ziel erreichen wird. 

(7) Der Bundesminister der Verteidigung 
oder die von ihm bestimmte Behörde der Bun- 
deswehrverwaltung kann auf Antrag die Teil- 
nahme an der Fachausbildung im Rahmen der 
bewilligten Art über die nach Absatz 5 vorge- 
sehenen Zeiträume hinaus verlängern. Die Ver- 
längerung darf einschließlich einer Verlänge- 
rung nach § 4 Abs. 3 ein Jahr nicht übersteigen. 

(8) Das Nähere über den Beginn der Fach- 
ausbildung, den Übergang in eine andere Fach- 
ausbildung und den Widerruf der Bewilligung 
einer Fachausbildung bestimmt die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates. 
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§ 5a 

(1) Unteroffizieren und Mannschaften auf 
Zeit, die Anspruch auf Teilnahme am allgemein- 
beruflichen Unterricht haben, wird auf Antrag 
gewährt 

1. eine weitere Teilnahme am allgemein- 
beruflichen Unterricht an Stelle von 
Fachausbildung oder 

2, eine Fachausbildung an Stelle von 
Teilnahme am allgemeinberuflichen 
Unterricht. 

(2) Unteroffiziere und Mannschaften auf Zeit, 
die auf die Dauer von sechs und weniger als 
acht Jahren in das Dienstverhältnis eines Sol- 
daten auf Zeit berufen worden sind, können auf 
Antrag in besonderen Fällen nach Beendigung 
der Wehrdienstzeit an Stelle von Fachausbil- 
dung auf Kosten des Bundes am allgemeinberuf- 
lichen Unterricht bis zur Dauer von sechs Mona- 
ten teilnehmen. 

(3) In den Fällen von Absatz 1 Nr. 1 und 
Absatz 2 gilt § 5 Abs. 4 Satz 2 und 3 entspre- 
chend. 

(4) Das Nähere über Art und Dauer des all- 
gemeinberuflichen Unterrichts nach Absatz 1 
Nr. 1 und Absatz 2 und über den Beginn der 
Fachausbildung nach Absatz 1 Nr. 2 sowie über 
die Antragstellung bestimmt die Bundesregie- 
rung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates. 11 


3. § 6 Satz 2 wird gestrichen. 3. unverändert 

♦ 

4. § 7 wird wie folgt geändert: 4. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „Aus- 
bildung und Weiterbildung 11 durch das Wort 
„Fachausbildung" ersetzt. 

b) In Absatz 1 Satz 3 wird das Wort „Anlern- 
zuschuß" durch das Wort „Einarbeitungszu- 
schuß" ersetzt. 

c) In Absatz 1 Satz 4 wird das Wort „Anlern- 
zuschusses" durch das Wort „Einarbeitungs- 
zuschusses" ersetzt. 


5. In der Überschrift über § 8 werden die Worte 5. unverändert 

^ „Ausbildung und Weiterbildung" durch das 

Wort „Fachausbildung" ersetzt. 

6. § 8 wird wie folgt geändert: 6. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte „fach- 
lichen Ausbildung oder Weiterbildung für 
einen Zivilberuf nach diesem Gesetz" und 
die Worte „Ausbildung oder Weiterbildung" 
jeweils durch das Wort „Fachausbildung" er- 
setzt. 
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b) In Absatz 2 Satz 2, Absätze 3, 4 und 5 wer- 
den jeweils die Worte „Ausbildung oder 
Weiterbildung" durch das Wort „Fachaus- 
bildung" ersetzt. 

7. In § 9 Abs. 1 Satz 1 wird das Wort „fünfund- 
^ dreißigste" durch das Wort „vierzigste" ersetzt. 


8. § 11 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absätze 1 und 2 erhalten folgende Fassung: 

„(1) Soldaten auf Zeit mit einer Wehr- 
dienstzeit von mindestens vier Jahren er- 
halten Ubergangsgebührnisse, wenn ihr 
Dienstverhältnis endet wegen Ablaufs der 
Zeit, für die sie in dieses berufen sind (§ 54 
Abs. 1 des Soldatengesetzes) oder wegen 
Dienstunfähigkeit, die nicht auf eigenes gro- 
bes Verschulden zurückzuführen ist. Dies gilt 
nicht, wenn im Anschluß an die Beendigung 
des Dienstverhältnisses als Soldat auf Zeit 
ein Dienstverhältnis als Berufssoldat be- 
gründet wird. 

(2) An Übergangsgebührnissen werden 
gewährt fünfundsiebzig vom Hundert der 
Dienstbezüge des letzten Monats nach einer 
Wehrdienstzeit von 

m 

1. vier und weniger als sechs Jahren 
für sechs Monate, 

2. sechs und weniger als acht Jahren 
für ein Jahr, 

3. acht und weniger als zwölf Jahren 
für ein Jahr und sechs Monate, 

4. zwölf oder mehr Jahren für drei 
Jahre. 

Zur Berechnungsgrundlage gehört nicht der 
Kinderzuschlag." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


7. unverändert 

7a. § 10 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Nr. 1 sind hinter den Worten 
„des öffentlichen Rechts" die Worte „mit je- 
weils mehr als zwanzig planmäßigen Beam- 
tenstellen oder entsprechenden durch Ange- 
stellte zu besetzenden Stellen" einzufügen. 

b) In Absatz 1 Nr. 2 sind hinter den Worten 
„des öffentlichen Rechts" die Worte „mit je- 
weils mehr als zwanzig planmäßigen Beam- 
tenstellen oder entsprechenden durch Ange- 
stellte zu besetzenden Stellen" einzufügen. 

c) In Absatz 3 sind hinter dem Wort „Baden- 
Württemberg" ein Komma und die Worte 
„der Angestellten des Deutschen Roten Kreu- 
zes in Bayern" einzufügen. 

8. unverändert 


b) Absatz 3 wird gestrichen. 

c) Absatz 4 wird Absatz 3 und erhält folgende 
Fassung: 

„(3) Wird die Fachausbildung nach § 5 
Abs. 7 verlängert, so können für die Zeit der 
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Entwurf Beschlüsse des 5, Ausschusses 

Verlängerung die Übergangsgebührnisse 
über die in Absatz 2 bestimmten Zeiträume 
hinaus weitergewährt werden." 

d) Absätze 5 und 6 werden Absätze 4 und 5. 


9. § 12 Abs. 1, 2, 5, 6 und 7 erhält folgende 9. unverändert 
^ Fassung: 

„(1) Soldaten auf Zeit mit einer Wehrdienst- 
zeit von mehr als einem Jahr und sechs Mona- 
ten erhalten eine Ubergangsbeihilfe, wenn ihr 
Dienstverhältnis endet wegen Ablaufs der Zeit, 
für die sie in dieses berufen sind (§ 54 Abs. 1 
des Soldatengesetzes) oder wegen Dienst- 
unfähigkeit, die nicht auf eigenes grobes 
Verschulden zurückzuführen ist. Die Übergangs- 
beihilfe wird bei Beendigung des Dienstver- 
hältnisses in einer Summe gezahlt. § 11 Abs. 1 
Satz 2 gilt entsprechend. 

(2) Die Übergangsbeihilfe beträgt für Unter- 
offiziere und Mannschaften auf Zeit, die nicht 
Inhaber des Zulassungsscheins (§ 9) sind, nach 
einer Wehrdienstzeit von 


1. 

weniger als 
drei Jahren 

das 

Dreifache, 

2. 

drei Jahren 

das 

Achtfache, 

3. 

vier Jahren 

das 

Achtfache, 

4. 

fünf Jahren 

das 

Achtfache, 

5. 

sechs Jahren 

das 

Zehnfache, 

6. 

sieben Jahren 

das 

Zehnfache, 

7. 

acht Jahren 

das 

Zwölffache, 

8. 

neun Jahren 

das 

Zwölffache, 

9. 

zehn Jahren 

das 

Vierzehnfache, 

10. 

elf Jahren 

das 

Vierzehnfache, 

11. 

zwölf und 
mehr Jahren 

das 

Fünfzehnfache 


der Dienstbezüge des letzten Monats. 

(5) Die Übergangsbeihilfe beträgt für Offi- 
ziere auf Zeit nach einer Wehrdienstzeit von 


1 . 

weniger als 



drei Jahren 

das Dreifache, 

2. 

drei Jahren 

das Achtfache, 

3. 

vier Jahren 

das Zwölffache, 

4. 

fünf Jahren 

das Zwölffache, 

5. 

sechs Jahren 

das Vierzehnfache, 

6 . 

sieben Jahren 

das Vierzehnfache, 

7. 

acht Jahren 

das Sechzehnfache, 

8. 

neun Jahren 

das Sechzehnfache, 

9. 

zehn Jahren 

das Achtzehnfache, 

10. 

elf Jahren 

das Achtzehnfache, 

11. 

zwölf und 



mehr Jahren 

das Zwanzigfache 


der Dienstbezüge des letzten Monats. 
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(6) Sind Ubergangsgebührnisse nach § 11 
Abs. 4 ganz oder zum Teil bewilligt, so wird die 
Übergangsbeihilfe in dem entsprechenden Um- 
fang gewährt. 

(7) Die in § 11 Abs. 5 Satz 2 genannten Hin- 
terbliebenen eines Soldaten auf Zeit, der nach 
einer Wehrdienstzeit von mehr als einem Jahr 
und sechs Monaten verstorben ist, erhalten die 
Ubergangsbeihilfe, die dem Verstorbenen nach 
Absatz 2 oder 5 zugestanden hätte, wenn im 
Zeitpunkt seines Todes sein Dienstverhältnis 
unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 ge- 
endet hätte." 

10. § 13 erhält folgende Überschrift und Fassung: 

,,c) Entlassungsgeld 

§ 13 

Soldaten auf Zeit mit einer Wehrdienstzeit 
bis zu einem Jahr und sechs Monaten erhalten 
ein Entlassungsgeld , wenn ihr Dienstverhältnis 
endet wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf 
eigenes grobes Verschulden zurückzuführen ist. 
Für die Höhe des Entlassungsgeldes gilt § 8 
Abs. 2 und 3 des Wehrsoldgesetzes entspre- 
chend." 

11. In den Überschriften über den §§ 13 a und 13 b 
^ werden die Buchstaben „c" bzw. „d" durch die 

Buchstaben „d" bzw. „e" ersetzt. 

12. § 13 a Satz 2 Halbsatz 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„Zeiten einer auf Grund eines frühen Dienstver- 
hältnisses gewährten Berufsförderung sind auf 
die nunmehr zustehende Berufsförderung anzu- 
rechnen." 

13. § 20 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Nummer 2 wird das Komma hinter dem 
Wort „ist" durch einen Punkt ersetzt. 

b) Die nachfolgende Nummer 3 wird gestrichen. 

14. § 25 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt entsprechend für Sol- 
daten, die nach der Art ihrer dienstlichen 
Verrichtung in bestimmten Verwendungen 
erfahrungsgemäß der Gefahr einer vorzeiti- 
gen körperlichen Abnutzung besonders aus- 
gesetzt sind und infolge einer dadurch be- 
wirkten Gesundheitsischädigung vorzeitig in 
den Ruhestand versetzt werden; die Erhö- 
hung des Ruhegehalts soll in der Regel zehn 
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienst- 
bezüge nicht übersteigen." 

b) Absatz 3 wird gestrichen. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


10. § 13 erhält folgende Überschrift und Fassung: 

♦ 

,,c) Ubergangsbeihilfe in besonderen Fällen 

§ 13 

Soldaten auf Zeit mit einer Wehrdienstzeit 
bis zu einem Jahr und sechs Monaten erhalten 
eine Ubergangsbeihilfe, wenn ihr Dienstverhält- 
nis endet wegen Dienstunfähigkeit, die nicht auf 
eigenes grobes Verschulden zurückzuführen ist. 
Die Übergangsbeihilfe wird in Höhe des Ent- 
lassungsgeldes nach § 8 Abs. 2 und 3 des Wehr- 
soldgesetzes gewährt . 11 

11. unverändert 


12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 
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E n 1 w u l i 

15. § 2 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Abweichend von Absatz 1 steigt das 
Ruhegehalt für die Berufssoldaten, die vor dem 
vollendeten sechsundfünfzigsten Lebensjahr 
wegen Überschreitens der für ihren Dienstgrad 
festgesetzten besonderen Altersgrenze nach § 44 
Abs. 2 in Verbindung mit § 45 Abs. 2 Nr. 1 und 
Nr. 2 Buchstaben a und b des Soldatengesetzes 
in den Ruhestand versetzt werden, nach einer 
ruhegehaltfähigen Dienstzeit von fünfundzwan- 
zig Jahren bis zu einer solchen von achtund- 
zwanzig Jahren mit jedem Dienstjahr um zwei 
vom Hundert der ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge; bei späterer Versetzung in den Ruhe- 
stand wird mindestens der Vomhundertsatz des 
Ruhegehalts gewährt, der bei Versetzug in den 
Ruhestand vor dem vollendeten sechsundfünf- 
zigsten Lebensjahr zugestanden hätte." 

16. § 28 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Eine Kapitalabfindung ist in der Regel 
zu versagen, wenn der Soldat im Ruhestand das 
fünfundfünfzigste Lebensjahr überschritten hat." 

17. § 38 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Satz 1 werden hinter dem Wort „Monats" 
ein Komma gesetzt und danach die Worte 
„jedoch nicht über achttausend Deutsche 
Mark" angefügt. 

b) Satz 3 wird gestrichen. 

18. § 39 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Ein Berufsiinteroifizier, dessen Dienst- 
verhältnis vor dem vollendeten vierzigsten Le- 
bensjahr wegen Dienstunfähigkeit infolge Wehr- 
dienstbeschädigung endet, erhält auf Antrag 
die Fachausbildung in dem Umfang wie sie 
einem Soldaten auf Zeit mit einer Wehrdienst- 
zeit von zwölf Jahren zusteht, und den Zu- 
lassungsschein nach § 9." 


19. In § 42 Abs. 1 Satz 1 wird die Zahl „6" durch 
^ die Zahl „5" ersetzt. 

20. § 44 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden die Worte „verscholle- 
ner Soldat" durch die Worte „verschollener 
Berufssoldat, Soldat auf Zeit" ersetzt. 

b) Absatz 2 Satz 1 erhält folgende Fassung: 
„Vom Ersten des Monats an, der dem in Ab- 
satz 1 bestimmten Zeitpunkt folgt, erhalten 
die Personen, die im Falle des Todes des 
Verschollenen nach § 11 Abs. 5 Satz 2 Uber- 


Beschlüsse d e s 5. Ausschusses 
15. u n v e r ä n d e r l 


16. unverändert 


17. unverändert 


18. § 39 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Einem Berufssoldaten, dessen Dienstver- 
hältnis vor dem vollendeten vierzigsten Lebens- 
jahr wegen Dienstunfähigkeit infolge Wehr- 
dienstbeschädigung endet, wird auf Antrag die 
Fachausbildung oder an deren Stelle die Teil- 
nahme am allgemeinberuflichen Unterricht in 
dem Umfang gewährt, wie sie einem Soldaten 
auf Zeit mit einer Wehrdienstzeit von zwölf 
Jahren zusteht, einem Berufsiinteroifizier auch 
der Zulassungsschein nach § 9." 

19. unverändert 


20. unverändert 


9 



Drucksache IV/2390 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


E n \ w u r 1 

gangsgebührnisse, nach § 12 Abs. 7 eine 
Übergangsbeihilfe, nach § 42 eine Unterstüt- 
zung, nach § 43 Witwen- oder Waisengeld 
oder einen Unterhaltsbeitrag erhalten wür- 
den, diese Bezüge." 

c) Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„Die nach Absatz 2, nach § 80 und nach an- 
deren Gesetzen auf Grund der Verschollen- 
heit für den gleichen Zeitraum gewährten 
Bezüge sind anzurechnen." 

21. In § 45 Abs. 1 Nr. 3 wird die Zahl „6" durch die 

^ Zahl „5" ersetzt. 

22. In § 46 Abs. 3 werden die Zahl „5" durch die 
^ Zahl „4" ersetzt und die Worte „27 in Verbin- 
dung mit § 149 Abs. 1 und 2 des Bundesbeam- 
tengesetzes, §§" so wie die Zahlen „60" und 
„63" gestrichen. 

23. § 54 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 werden die 
Worte „für Verteidigung" durch die Worte 
„der Verteidigung oder die von ihm bestimm- 
te Behörde der Bundeswehrverwaltung" er- 
setzt. 

b) Absatz 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Von den Nummern 1 und 2 können Aus- 
nahmen zugelassen werden." 

24. In § 57 Satz 1 werden hinter dem Wort „Versor- 
^ gungsbezüge" die Worte „und einen Anspruch 

auf Berufsförderung" eingefügt. 

25. In § 59 Abs. 4 wird die Zahl „6" durch die Zahl 

^ „5" ersetzt. 


26. § 73 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 4 erhält folgende Fassung: 

„(4) Bei Beendigung des Dienstverhältnis- 
ses wegen Ablauis der Zeit , für die der 
Unteroffizier auf Zeit in das Dienstverhältnis 
berufen worden ist , sind Arbeitseinkünfte 
aus Land- und Forstwirtschaft, aus Gewerbe- 
betrieb oder aus selbständiger oder nicht- 
selbständiger Arbeit außerhalb des öffent- 
lichen Dienstes (§ 53) im Sinne des § 2 Abs. 3 
Nr. 1 bis 4 des Einkommensteuergesetzes auf 
den Unterhaltsbeitrag anzurechnen; hierbei 
bleibt die Hälfte der Einkünfte anrechnungs- 
frei, mindestens jedoch ein Betrag in Höhe 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


21. unverändert 


22. unverändert 


23. unverändert 


24. unverändert 


25. unverändert 

25a. In § 62 Abs. 2 werden die Worte „zusätzliche 

^ fachliche Ausbildung oder Weiterbildung nach 
§ 4 Abs. 2 Nr. 2" durch die Worte „Fachausbil- 
dung oder an deren Stelle auf allgemeinberuf- 
lichen Unterricht" ersetzt. 

26. § 73 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 4 Satz 2 erhält folgende Fassung: 
„Andere Arbeitseinkünfte aus Land- und 
Forstwirtschaft, aus Gewerbebetrieb oder 
aus selbständiger oder nichtselbständiger 
Arbeit außerhalb des öffentlichen Dienstes 
(§ 53) im Sinne des § 2 Abs. 3 Ziff. 1 bis 4 
des Einkommensteuergesetzes sind auf den 
Unterhaltsbeitrag anzurechnen; hierbei bleibt 
die Hälfte der Einkünfte anrechnungsfrei, 
mindestens jedoch ein Betrag in Höhe des 
Unterschiedes zwischen dem Unterhaltsbei- 
trag und der nach § 53 Abs. 2 Nr. 1 und 
Abs. 4 maßgebenden Höchstgrenze oder, so- 
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des Unterschiedes zwischen dem Unterhalts- 
beitrag und der nach § 53 Abs. 2 Nr. 1 und 
Abs. 4 maßgebenden Höchstgrenze oder, so- 
fern dieser Unterschiedsbetrag zweihundert- 
fünzig Deutsche Mark monatlich nicht er- 
reicht, dieser Betrag." 

b) In Absatz 8 Satz 1 werden die Worte „28 
bis 35" gestrichen. 

c) In Absatz 9 Satz 1 wird das Wort „bis" 
hinier der Zahl „3" durch ein Komma ersetzt. 


27. § 74 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 1 wird die Zahl „5" durch die 
Zahl „4" ersetzt. 

b) In Satz 2 werden die Worte „ Ausbildung 
oder Weiterbildung nach § 4 Abs. 2 Nr. 2“ 
durch das Wort „Fachausbildung" ersetzt. 


28. § 77 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 5 werden die Worte „der §§ 12, 
73 Abs. 2 und des § 74 in Verbindung mit 
§ 12" durch die Worte „des § 73 Abs. 2" er- 
setzt. 

b) In Absatz 6 wird das Wort „Berufssoldaten" 
durch das Wort „Soldaten" ersetzt. 

29. § 77 b Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(3) Die Absätze 1 und 2 finden entsprechen- 
de Anwendung auf einen Soldaten, der im Sinne 
des § 64 Abs. 2 Satz 1 berufsmäßig Wehrdienst 
im Herkunftsland oder Dienst im Sinne des 
§ 68 a berufsmäßig geleistet hat. § 77 a Abs. 7 
gilt entsprechend." 

30. Hinter § 79 werden folgende Überschrift und 
^ folgender neuer § 79 a eingefügt: 

„11. Ruhen der Versorgungsbezüge 
in besonderen Fällen 

§ 79 a 

§ 53 Abs. 6 ist bis zum 31. Dezember 1969 mit 
der Maßgabe anzuwenden, daß in § 53 Abs. 4 
an die Stelle des Eineinviertelfachen das Zwei- 
fache der jeweils ruhegehaltfähigen Dienstbe- 
züge aus der Endstufe der Besoldungsgruppe 1 
der Besoldungsordnung A tritt." 

31. In § 80 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „infolge 
^ der Dienstverrichtung oder auf dem Wege zum 

Bestimmungsort oder auf dem Heimweg eine 
gesundheitliche Schädigung erleidet" durch die 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

fern dieser Unterschiedsbetrag zweihundert- 
fünfzig Deutsche Mark monatlich nicht er- 
reicht, dieser Betrag." 


b) In Absatz 8 Satz 1 werden die Worte „28 bis 
35," gestrichen. 

c) In Absatz 9 Satz 1 werden die Worte „3 bis 
5" durch die Worte „3, 5, 5 a Abs. 1 Nr. 2" 
ersetzt. 

27. § 74 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 

b) Satz 2 erster Halbsatz erhält folgende Fas- 
sung: 

„Beansprucht der Soldat die Fachausbildung 
oder an deren Stelle die weitere Teilnahme 
am allgemeinberuflichen Unterricht nicht,". 

28. unverändert 


29. unverändert 


30. unverändert 


31. unverändert 
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Worte „durch die Dienstverrichtung oder durch 
einen während der Ausübung des Dienstes er- 
littenen Unfall eine gesundheitliche Schädigung 
erleidet; zum Dienst gehört auch das Zurück- 
legen des mit dem Dienst zusammenhängenden 
Weges nach und von dem Bestimmungsort" er- 
setzt. 


32. § 82 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden hinter dem Wort „geleistet" 
die Worte „oder eine sich unmittelbar an- 
schließende Wehrübung abgeleistet" sowie 
im Klammerzitat nach den Worten „Nr. 1" 
die Worte „und 2" eingefügt. 

b) In Satz 3 werden hinter den Worten „nicht 
gewährt, wenn" die Worte „und soweit" ein- 
gefügt. 

33. § 83 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 


„(2) §§ 60 und 61 des Bundesversorgungsge- 
setzes gelten mit der Maßgabe, daß die Versor- 
gung nicht vor dem Tage beginnt, der auf den 
Tag der Beendigung des Dienstverhältnisses 
folgt. Ist ein Soldat, dessen Hinterbliebenen Ver- 
sorgung nach § 80 zustehen würde, verschollen, 
so beginnt die Hinterbliebenenversorgung ab- 
weichend von Satz 1 frühestens mit dem Ersten 
des Monats, der auf den Monat folgt, in dem 
die Zahlung von Dienstbezügen oder Wehrsold 
endet." 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


31a. § 81 a erhält folgende Überschrift und Fassung: 

♦ 

2 a. Versorgung in besonderen Fällen 
§ 81 a 

Versorgung kann mit Zustimmung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung gewährt 
werden, wenn die zur Anerkennung einer Ge- 
sundheitsstörung als Folge einer Schädigung 
erforderliche Wahrscheinlichkeit (§ 81 Abs. 3) 
nur deshalb nicht gegeben ist, weil über die 
Ursache des festgestellten Leidens in der medi- 
zinischen Wissenschaft Ungewißheit besteht; 
die Zustimmung kann allgemein erteilt werden." 

32. § 82 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) unverändert 


b) In Satz 3 werden hinter den Worten „nicht 
gewährt, wenn" die Worte „und soweit" ein- 
gefügt sowie die Worte „den Träger der" 
durch das Wort „auf" ersetzt. 

33. § 83 wird wie folgt geändert und ergänzt: 

♦ 

a) In Absatz 1 Nr. 1 wird folgender Satz 2 ange- 
fügt: 

„Als Zeitpunkt des Eintritts einer Arbeits- 
unfähigkeit gilt der Zeitpunkt der Beendi- 
gung des Wehrdienstes." 

b) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) §§60 und 61 des Bundes Versorgungs- 
gesetzes gelten mit der Maßgabe, daß die 
Versorgung nicht vor dem Tage beginnt, der 
auf den Tag der Beendigung des Dienstver- 
hältnisses folgt. Hat ein verstorbener Soldat, 
der auf Grund der Wehrpflicht Wehrdienst 
geleistet hat, über den in Satz 1 genannten 
Zeitpunkt hinaus Wehrsold erhalten, so be- 
ginnt die Hinterbliebenenversorgung abwei- 
chend von § 61 Buchstabe a des Bundesver- 
sorgungsgesetzes nicht vor dem Tag, der auf 
den Tag folgt, bis zu dem Wehrsold zusteht. 
Ist ein Soldat, dessen Hinterbliebenen Ver- 
sorgung nach § 80 zustehen würde, verschol- 
len, so beginnt die Hinterbliebenenversor- 
gung abweichend von Satz 1 frühestens mit 
dem Ersten des Monats, der auf den Monat 
folgt, in dem die Zahlung von Dienstbezügen 
oder Wehrsold endet." 
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34. § 84 wird wie folgt geändert: 34. unverändert 

♦ 

a) In Absatz 1 wird die Zahl „7" durch die Zahl 
„6" ersetzt. 

b) Absatz 5 wird gestrichen. 

c) Die bisherigen Absätze 6 und 7 werden Ab- 
sätze 5 und 6. 


35. § 85 wird wie folgt geändert: 


a) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Hat bei Eintritt der Wt hrdienstbe- 
schädigung eine meßbare Minderung der Er- 
werbsfähigkeit bestanden die Folge einer 
Schädigung im Sinne des § 1 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes oder eines Gesetzes ist, 
das das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklärt, so ist die durch das Hinzu- 
treten der Wehrdienstbeschädigung einge- 
tretene Gesamtminderung der Erwerbsfähig- 
keit festzustellen. Von dem sich daraus er- 
gebenden Betrag des Ausgleichs ist ein Be- 
trag in Höhe der Grundrente abzuziehen, die 
auf die frühere Minderung der Erwerbsfähig- 
keit entfällt. Der Restbetrag ist als Ausgleich 
zu gewähren." 

b) Absatz 2 wird Absatz 3. 


c) Absatz 3 wird Absatz 4. Satz 3 dieses Ab- 
satzes wird durch folgende Sätze ersetzt: 


„Der Anspruch auf Ausgleich erlischt späte- 
stens mit der Beendigung des Wehrdienst- 
verhältnisses. Ist ein Soldat verschollen, so 
erlischt der Anspruch auf Ausgleich mit Ab- 
lauf des Monats, in dem der Bundesminister 
der Verteidigung feststellt, daß das Ableben 
des Verschollenen mit Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen ist. Kehrt der Verschollene zu- 
rück, so lebt sein Anspruch auf Ausgleich 
für den Zeitraum wieder auf, für den Dienst- 
bezüge oder Wehrsold nachgezahlt wer- 
den." 

d) Absatz 4 wird Absatz 5. In Satz 2 dieses 
Absatzes werden die Worte „und § 50 ent- 
sprechend" durch die Worte „entsprechend 
und § 50 mit der Maßgabe, daß mit einer 
Forderung auf Rückerstattung zuviel gezahl- 


35. § 85 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 werden hinter dem Wort „Grund- 
rer4e" d e Worte „und der Schwerstbeschä- 
digtenzidage" eingefügt. 

b) Folgender neuer Absatz 2 wird eingefügt: 

„(2) Hat bei Eintritt der Wehrdienstbe- 
schädigung eine meßbare Minderung der Er- 
werbsfähigkeit bestanden, die Folge einer 
Schädigung im Sinne des § 1 des Bundesver- 
sorgungsgesetzes oder eines Gesetzes ist, 
das das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklärt, so ist die durch das Hinzu- 
treten der Wehrdienstbeschädigung einge- 
tretene Gesamtminderung der Erwerbsfähig- 
keit festzustellen. Von dem sich daraus er- 
gebenden Betrag des Ausgleichs ist ein Be- 
trag in Höhe der Grundrente abzuziehen, die 
auf die frühere Minderung der Erwerbsfähig- 
keit entfällt. Der Restbetrag ist als Ausgleich 
zu gewähren.' 1 

c) Absatz 2 wird Absatz 3 und erhält folgende 
Fassung: 

„(3) § 81 a findet mit der Maßgabe An- 
wendung, daß die Zustimmung vom Bundes- 
minister der Verteidigung im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für Arbeit und So- 
ziaiordnung erteilt werden muß." 

d) Absatz 3 wird Absatz 4. In Satz 2 dieses Ab- 
satzes werden hinter den Worten „Satz 1" 
die Worte „und 2" eingefügt sowie die 
Worte „Abs. 1 und 2" durch die Worte „Abs. 1 
Satz 1, Abs. 2 und 3" ersetzt. Satz 3 dieses 
Absatzes wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Der Anspruch auf Ausgleich erlischt späte- 
stens mit der Beendigung des Wehrdienst- 
verhältnisses. Ist ein Soldat verschollen, so 
erlischt der Anspruch auf Ausgleich mit Ab- 
lauf des Monats, in dem der Bundesminister 
der Verteidigung feststellt, daß das Ableben 
des Verschollenen mit Wahrscheinlichkeit 
anzunehmen ist. Kehrt der Verschollene zu- 
rück, so lebt sein Anspruch auf Ausgleich für 
den Zeitraum wieder auf, für den Dienstbe- 
züge oder Wehrsold nachgezahlt werden." 

e) Absatz 4 wird Absatz 5. In Satz 2 dieses 
Absatzes werden die Worte „und § 50 ent- 
sprechend 11 durch die Worte „entsprechend 
und § 50 mit der Maßgabe, daß mit einer 
Forderung auf Rückerstattung zuviel gezahl- 
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ten Ausgleichs gegenüber einem Anspruch 
auf Ausgleich aufgerechnet werden kann" 
ersetzt. 

36. § 87 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 1 Satz 2 werden die Worte „§ 4 
Abs. 3 letzter Satz bleibt" durch die Worte 
„§ 4 Abs. 4 und § 5 Abs. 8 bleiben" ersetzt. 

b) In Absatz 2 werden die Worte „vom 23. De- 
zember 1956 (Bundesgesetzbl. I S. 1066)" 
gestrichen. 

37. § 88 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 werden hinter dem Wort „von" 
die Worte „Leistungen der" eingefügt. 


b) In Absatz 3 werden die Worte „vom 2. Mai 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 202)" und „vom 
3. September 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 
1239)" gestrichen. 

c) Folgender neuer Absatz 7 wird eingefügt: 

„(7) Für Soldaten, die dem Bundesnach- 
richtendienst angehört haben, und ihre Hin- 
terbliebenen sind die Verwaltungsbehörde 
und Stelle örtlich zuständig, die für Versor- 
gungsberechtigte mit Wohnsitz oder gewöhn- 
lichem Aufenthalt in Köln zuständig sind, 
über Klagen entscheidet das Bundessozialge- 
richt im ersten und letzten Rechtszug." 

d) Der bisherige Absatz 7 wird Absatz 8; die 
Worte „3 und 6" werden ersetzt durch die 
Worte „3, 6 und 7" und hinter dem Wort 
„von" werden die Worte „Leistungen der" 
eingefügt. 

38. Hinter § 89 werden folgende Überschrift und 

^ folgender neuer § 89 a eingefügt: 

„1 a. Dienstbezüge 
§ 89 a 

Dienstbezüge im Sinne der §§ 5, 11, 12, 37 und 
38 sind die Dienstbezüge nach § 2 Abs. 1 und 
gegebenenfalls der örtliche Sonderzuschlag nach 
§ 41 Abs. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes." 

39. § 91 a wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) Absatz 2 wird Absatz 1 Satz 2 und erhält 
folgende Fassung: 

„Sie können Ansprüche nach allgemeinen ge- 
setzlichen Vorschriften, die weitergehende 
Leistungen als nach diesem Gesetz begrün- 
den, gegen den Bund, einen anderen öffent- 
lich-rechtlichen Dienstherrn im Bundesgebiet 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

ten Ausgleichs gegenüber einem Anspruch 
auf Ausgleich aufgerechnet werden kann" 
ersetzt. 

36. unverändert 


37. § 88 wird wie folgt geändert: 

♦ 

a) In Absatz 2 werden in Satz 1 hinter dem 
Wort „von" die Worte „Leistungen der" und 

in Satz 2 hinter dem Wort „haben" ein 
Komma und die Worte „eine Versorgung 
nach § 81 a" eingefügt. 

b) unverändert 


c) unverändert 


d) unverändert 


38. unverändert 


39. unverändert 
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einschließlich des Landes Berlin oder gegen 
die in deren Dienst stehenden Personen nur 
dann geltend machen, wenn die Wehrdienst- 
beschädigung durch eine vorsätzliche uner- 
laubte Handlung einer solchen Person ver- 
ursacht worden ist." 

b) Absätze 3 und 4 werden Absätze 2 und 3. 

40. Hinter § 91 a werden folgende neue Überschrift 
^ und folgender neuer § 91 b eingefügt: 

„3 b. Berücksichtigung von Zeiten zum Ausgleich 
von Härten 

§ 91b 

Inwieweit bei der Bemessung von Versor- 
gungsbezügen Zeiten, die nach dem bis zum 
8. Mai 1945 gültig gewesenen Wehrmachtver- 
sorgungsrecht ruhegehaltfähig waren oder als 
ruhegehaltfähig berücksichtigt werden konnten, 
zum Ausgleich von Härten zu berücksichtigen 
sind, bestimmt der Bundesminister der Verteidi- 
gung im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
des Innern." 

41. § 95 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„ (2) Für die Beschädigtenversorgung (§ 88) der 
in Absatz 1 genannten Berechtigten ist die für 
die Kriegsopferversorgung sachlich zuständige 
Verwaltungsbehörde oder Stelle sowie das Ge- 
richt örtlich zuständig, in deren Bezirk der letzte 
Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthaltsort des 
Soldaten oder seiner Hinterbliebenen im Bun- 
desgebiet gelegen hat; Entsprechendes gilt, so- 
weit die Beschädigtenversorgung in der Gewäh- 
rung von Leistungen der Kriegsopferfürsorge 
besteht." 


Artikel II 

Ubergangsvorschrift 

(1) Ansprüche auf Fachausbildung, Übergangsge- 
bührnisse und Übergangsbeihilfe von Soldaten auf 
Zeit, deren Dienstverhältnis vor dem Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes geendet hat, richten sich 
nach dem bis zu diesem Tage geltenden Recht. 

(2) Bei Soldaten auf Zeit, die auf Grund einer 
Verpflichtung oder Weiterverpflichtung vor dem 
Tage des Inkrafttretens dieses Gesetzes in ein 
Dienstverhältnis als Soldat auf Zeit berufen worden 
sind, das vom Tage des Inkrafttretens dieses Geset- 
zes an mit einem Anspruch auf Dienstzeitversorgung 
endet, erhöht sich die Übergangsbeihilfe 

1. nach § 12 Abs. 2 Nr. i um das Eineinhalb- 
fache, Nr. 4 um das Vierfache, Nr. 6 um das 
Eineinhalbfache, Nr. 8 um das Zweiein- 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 


40. unverändert 


41. § 95 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

♦ 

„(2) Für die Beschädigtenversorgung (§ 88) der 
in Absatz 1 genannten Berechtigten ist die für 
die Kriegsopferversorgung sachlich zuständige 
Verwaltungsbehörde oder Stelle sowie das Ge- 
richt örtlich zuständig, in deren Bezirk der letzte 
Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthaltsort des 
Soldaten oder seiner Hinterbliebenen im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes gelegen hat; Ent- 
sprechendes gilt, soweit die Beschädigtenver- 
sorgung in der Gewährung von Leistungen der 
Kriegsopferfürsorge besteht." 


Artikel II 

Ub ergangs vor sdirift 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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halbfache, Nr. 9 um das Zweifache, Nr. 10 
um das Zweieinhalbfache, 

2. nach § 12 Abs. 5 Nr. 1 um das Dreieinhalb- 
fache, Nr. 2 um das Einfache, Nr. 4 um das 
Dreifache, Nr. 6 um das Einfache, Nr. 8 um 
das Zweifache, Nr. 9 und 10 um das Drei- 
einhalbfache 

der Dienstbezüge des letzten Monats. 


A r t i k e 1 III 

Änderung von Bundesrecht 

§ 60 der Wehrdisziplinarordnung in der Fassung 
vom 9. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 697) wird 
wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen. 

b) Es wird folgender neuer Absatz 2 eingefügt: 

„(2) Ein Ausgleich oder eine Übergangsbei- 
hilfe darf vor rechtskräftigem Abschluß des Ver- 
fahrens nicht ausgezahlt werden. Auf Antrag des 
Beschuldigten kann der Wehrdisziplinaranwalt 
es für zulässig erklären, daß die Auszahlung 
ganz oder zum Teil zu einem früheren Zeitpunkt 
erfolgt. Ist bereits die Anschuldigungsschrift ein- 
gereicht, so kann dies mit Zustimmung des Wehr- 
disziplinaranwalts die Truppendienstkammer und 
außerhalb der Hauptverhandlung der Vorsit- 
zende für zulässig erklären. Der Beschluß kann 
nicht angefochten werden." 

c) Absatz 2 wird Absatz 3. 


(3) Soweit Unteroffiziere und Mannschaften auf 
Zeit am Tag vor dem Tage des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes noch Anspruch auf Teilnahme an den bei- 
den letzten Lehrgangsabschnitten eines Lehrgangs 
der Bundeswehrfachschule nach dem Soldatenver- 
sorgungsgesetz vom 26. Juli 1957 in der Fassung 
vom 8. September 1961 in Verbindung mit der Ver- 
ordnung zur Durchführung der §§ 4 und 5 des Sol- 
datenversorgungsgesetzes vom 17. August 1959 in 
der Fassung vom 4. September 1961 gehabt haben, 
wird der Anspruch nach den Vorschriften des bisher 
geltenden Rechts erfüllt. Unteroffizieren und Mann- 
schaften auf Zeit, die am Tag vor dem Tage des In- 
krafttretens dieses Gesetzes auf die Dauer von weni- 
ger als acht Jahren in das Dienstverhältnis eines 
Soldaten auf Zeit berufen worden sind, wird, soweit 
sich ihre Ansprüche nicht nach Satz 1 bestimmen, 
der bisherige Anspruch auf Ausbildung und Weiter- 
bildung nach § 4 Abs. 2 Nr. 1 des Soldatenversor- 
gungsgesetzes vom 26. Juli 1957 in der Fassung vom 
8. September 1961 nach den Vorschriften dieses Ge- 
setzes entsprechend erfüllt. Das Nähere über den 
Beginn des allgemeinberuflichen Unterrichts nach 
Satz 2, seine Art und Dauer bestimmt die Bundes- 
regierung durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates. § 5 a gilt entsprechend. 


Artikel III 
unverändert 
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Entwurf 

A r t i k e 1 IV 
Neufassung des Gesetzes 

Der Bundesminister der Verteidigung wird er- 
mächtigt, den Wortlaut des Soldatenversorgungs- 
gesetzes unter Berücksichtigung der Änderungen 
durch dieses Gesetz bekanntzugeben, nötigenfalls 
die Paragraphenfolge zu ändern und dabei Unstim- 
migkeiten des Wortlauts zu beseitigen. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

Artikel IV 
unverändert 


ArtikelV Artikel V 

Inkrafttreten unverändert 

Dieses Gesetz tritt mit dem Ersten des Monats in 
Kraft, der auf den Monat folgt, in dem dieses Gesetz 
verkündet worden ist. 
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